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Politische Erklärung des CIV HRM e.V. 
 
Gebärdensprache und Cochlea Implantat sind keine Gegensätze. Sie sind unterschiedliche 
Wege zu demselben Ziel: gleichberechtigte Teilhabe für hörgeschädigte Menschen. 
 
Mit Interesse hat der Cochlear Implant Verband Hessen – Rhein-Main e.V. (CIV HRM e.V.) die Debatte 
im Hessischen Landtag zum Entschließungsantrag (Drucksache 21/4419) zur Deutschen Gebärden-
sprache verfolgt. 
 
Wir begrüßen ausdrücklich das klare Bekenntnis zur Deutschen Gebärdensprache, zur Gehörlosen-
kultur und zum Recht auf barrierefreie Kommunikation. Für viele gehörlose Menschen ist die DGS ihre 
Muttersprache und ein unverzichtbarer Bestandteil ihrer Identität. Der Anspruch auf Gebärdensprach-
dolmetschende und barrierefreie Kommunikation steht für uns deshalb außer Frage. 
 
Gerade deshalb vermissen wir jedoch einen zweiten, ebenso wichtigen Teil der Realität. 
 
In der Debatte entstand der Eindruck, als sei Gebärdensprache der einzige Weg zu einer vollwertigen 
Sprachentwicklung gehörlos geborener Kinder. Die Möglichkeiten der modernen Hörmedizin, insbe-
sondere des Cochlea Implantats, blieben dagegen nahezu unerwähnt. 
 
Diese Leerstelle ist problematisch. 
 
Noch vor wenigen Jahrzehnten hatten gehörlos geborene Kinder häufig keine Chance auf einen frühen 
Lautspracherwerb. Das Neugeborenen-Hörscreening existiert flächendeckend erst seit 2010, Cochlea 
Implantate stehen Kindern erst seit den 1990er Jahren ebenfalls flächendeckend zur Verfügung. Viele 
heute 40- bis 70-jährige gehörlose Menschen konnten deshalb von diesen Entwicklungen nicht profi-
tieren. Daraus erklärt sich auch der hohe Bedarf an Gebärdensprache und Gebärdensprachdolmet-
schenden bis heute. Dieser Bedarf wird über Jahrzehnte bestehen bleiben und muss politisch abgesi-
chert werden. 
 
Die Situation heutiger Kinder ist jedoch eine andere. 
 
Dank des Neugeborenen-Hörscreenings werden Hörverluste heute meist in den ersten Lebensmona-
ten erkannt. Jährlich erhalten bundesweit schätzungsweise 600 bis 800 Kinder erstmals ein Cochlea 
Implantat und damit die Chance, Lautsprache in einer sensiblen Phase der Sprachentwicklung zu er-
werben. Eine sehr kleine Zahl von Kindern wächst heute ausschließlich mit Deutscher Gebärdenspra-
che auf. 
 
Diese Entwicklung ist ein großer medizinischer und gesellschaftlicher Fortschritt. 
 
Deshalb halten wir es für wichtig, historische Erfahrungen und heutige Möglichkeiten nicht miteinander 
zu vermischen. Die berechtigte Aufarbeitung früherer Fehlentwicklungen darf nicht dazu führen, dass 
die Chancen moderner Hörversorgung heute aus dem politischen Blick geraten. 
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Für den CIV HRM e.V. gibt es keinen Widerspruch zwischen Gebärdensprache und Cochlea Implantat. 
Im Gegenteil: Viele hörgeschädigte Menschen nutzen beide Kommunikationsformen. Gebärdenspra-
che kann eine wertvolle Ergänzung sein, ersetzt aber nicht automatisch die Möglichkeiten, die Laut-
sprache für Bildung, Beruf, Familie und gesellschaftliche Teilhabe eröffnet. 
 
Familien sollten deshalb nicht vor eine Entscheidung Gebärdensprache oder Cochlea Implantat ge-
stellt werden. Sie sollten das Recht auf beides haben: auf eine hochwertige medizinische Versorgung, 
wenn sie gewünscht und medizinisch sinnvoll ist, und auf barrierefreie Kommunikation einschließlich 
Gebärdensprache. 
 
Gleichzeitig möchten wir darauf hinweisen, dass ein Cochlea Implantat zwar vielen Menschen den 
Zugang zur Lautsprache ermöglicht, Hörbarrieren jedoch keineswegs beseitigt. Verstehen in lauter 
Umgebung, in Schulklassen, Hörsälen, Besprechungen oder öffentlichen Einrichtungen bleibt für viele 
Betroffene auch mit modernster Hörtechnik eine tägliche Herausforderung. 
 
Gerade Kinder und Jugendliche mit Cochlea Implantat sind deshalb häufig auf barrierefreie Lernbedin-
gungen angewiesen. Raumakustik, technische Hörunterstützung, Untertitel, Live-Transkription, sensi-
bilisierte Lehrkräfte sowie ein grundsätzlich kommunikationsfreundliches Umfeld entscheiden oft dar-
über, ob Bildungs- und Chancengerechtigkeit tatsächlich gelingt oder nur auf dem Papier besteht. 
 
Aus unserer Sicht sollte sich die politische Diskussion daher nicht ausschließlich auf Gebärdensprache 
konzentrieren. Notwendig ist ein ganzheitlicher Blick auf die Lebenswirklichkeit hörgeschädigter Men-
schen. Dazu gehören sowohl der Ausbau barrierefreier Kommunikation in Deutscher Gebärdensprache 
als auch der konsequente Abbau von Hörbarrieren für Menschen, die lautsprachlich kommunizieren. 
 
Hier sehen wir erheblichen politischen Handlungsbedarf. Moderne Hörmedizin allein schafft noch keine 
Inklusion. Erst wenn die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen so gestaltet werden, dass Kommuni-
kation für alle gelingt, werden Teilhabe, Bildungs- und Chancengerechtigkeit sowie gleichberechtigte 
Mitwirkung am gesellschaftlichen Leben Wirklichkeit. 
 
Wir wünschen uns daher, dass zukünftige politische Debatten im hessischen Landtag die gesamte 
Lebenswirklichkeit hörgeschädigter Menschen abbilden. Dazu gehört die Gehörlosenkultur ebenso wie 
die Erfolge moderner Hörrehabilitation. Dazu gehören Gebärdensprachdolmetschende ebenso wie Au-
diologie, Frühförderung, Hörtechnik, Cochlea Implantate, logopädische Therapien, Schriftdolmet-
schung und lautsprachliche Förderung. 
 
Eine inklusive Gesellschaft darf keine Kommunikationsform gegeneinander ausspielen. 
 
Unser gemeinsames Ziel sollte sein, jedem Kind die größtmöglichen Entwicklungs- und Teilhabechan-
cen zu eröffnen – mit allen verfügbaren Möglichkeiten und ohne ideologische Vorfestlegungen. 
 
 

                                 
Michael Schwaninger    Adriane Schmitt 
Vorsitzender     Politische Sprecherin 
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